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	Arbeitsrecht und Interessen im Betrieb

	
	Name:
	
	  Klasse:
	
	  Datum:
	
	



Prüfungsaufgaben
	Nr.
	Aufgabe
	meine Lösung

	1.
	Nach Art. 12 des Grundgesetzes haben alle Deutschen …

A 
das Recht auf einen Arbeits- und Ausbildungsplatz.

B 
die Pflicht zu arbeiten.

C 
das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte 

frei zu wählen.

D 
die Pflicht, sich weiterzubilden.

E 
das Recht, ohne finanzielle Einbußen jeden 

angebotenen Arbeitsplatz abzulehnen.
	

	2.
	Welche der genannten Fragen ist bei einem

Einstellungsgespräch zulässig?

A 
Sind Sie Mitglied einer Gewerkschaft?

B 
Sind Sie schwanger?

C 
Gehören Sie einer politischen Partei an?

D 
Welche Gehaltsvorstellungen haben Sie?

E 
Beabsichtigen Sie, in naher Zukunft eine Familie 

zu gründen?
	

	3.
	Im Vertragsrecht gilt der Grundsatz der Vertragsfreiheit.

Welche Vereinbarung ist in einem Arbeitsvertrag dennoch nicht gültig?

A 
Der Urlaubsanspruch beträgt 30 Arbeitstage pro Jahr.

B 
Der Lohn beträgt 90 Prozent des Tariflohns.

C 
Im Falle einer Schwangerschaft endet das 

Arbeitsverhältnis.

D 
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 42 Stunden.

E 
Die Probezeit beträgt sechs Monate.
	

	4.
	Welche Unterlage hat der Arbeitnehmer bei Arbeitsantritt 
dem Arbeitgeber nicht vorzulegen?

A 
Lohnsteuerkarte

B 
Stammbuch

C 
Urlaubsbescheinigung des vorherigen Arbeitgebers

D 
Mitgliedsbescheinigung der Krankenkasse

E 
Sozialversicherungsnachweis
	

	5.
	Welche Aussage über die gesetzlichen Bestimmungen

zur Probezeit ist richtig?

A 
Das Arbeitsverhältnis kann ohne Angabe von Gründen 

sofort beendet werden.

B 
Das Arbeitsverhältnis kann mit einer Frist von 

zwei Wochen gekündigt werden.

C 
Der Arbeitnehmer erwirbt in der Probezeit keinen 

Anspruch auf Urlaub.

D 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer dürfen nicht auf 

eine Probezeit verzichten.

E 
Die Probezeit beträgt im Allgemeinen 12 Monate.
	


	6.
	Welche Pflicht hat der Arbeitnehmer im Rahmen des Arbeitsverhältnisses nicht?

A 
die sorgsame Behandlung von Werkzeug und Material

B 
pünktlich zur Arbeit zu erscheinen

C 
den Weisungen des Arbeitgebers nachzukommen

D 
auf Wunsch des Arbeitgebers der Gewerkschaft 

nicht beizutreten

E 
keine Betriebsgeheimnisse zu verraten
	

	7.
	Was gehört zu den Pflichten des Arbeitgebers?

A 
Fürsorgepflicht

B 
Treuepflicht

C 
Lohnzahlungspflicht

D 
Beschäftigungspflicht

E 
Zeugnispflicht
	

	8.
	Nach dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG) muss die Ruhezeit zwischen zwei Arbeitstagen mindestens wie viele Stunden betragen?

A 
acht Stunden

B 
neun Stunden

C 
zehn Stunden

D
elf Stunden

E 
12 Stunden
	

	9.
	Wie viele Stunden darf ein Arbeitnehmer nach dem Arbeitszeitgesetz höchstens an einem Tag arbeiten?

A 
acht Stunden

B 
neun Stunden

C 
zehn Stunden

D 
elf Stunden

E 
12 Stunden
	

	10.
	Für werdende Mütter besteht nach dem Mutterschutzgesetz ein besonderer Schutz. Für welche Zeit gilt ein Beschäftigungsverbot?

A 
sechs Wochen vor und nach der Entbindung

B 
sechs Wochen vor und acht Wochen nach 

der Entbindung

C 
acht Wochen vor der Entbindung

D 
drei Wochen vor und nach der Entbindung

E 
acht Wochen vor und nach der Entbindung
	

	11.
	Jedem Arbeitnehmer stehen nach dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) wie viele Tage Urlaub zu?

A 
18 Werktage

B 
20 Werktage

C 
22 Werktage

D 
24 Werktage

E 
26 Werktage
	


	12.
	Ein Arbeitnehmer kündigt nach viermonatiger Probezeit. Hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Erholungsurlaub?

A 
Nein, in der Probezeit besteht kein Urlaubsanspruch.

B 
Nein, der Arbeitnehmer hat das Arbeitsverhältnis 

beendet.

C 
Nein, er hat weniger als sechs Monate gearbeitet.

D
 Ja, er hat einen Anspruch auf acht Tage Urlaub.

E 
Ja, er hat einen Anspruch auf zehn Tage Urlaub.
	

	13.
	Wie lange muss ein Arbeitnehmer warten, bis er bei dem neuen Arbeitgeber den vollen Urlaubsanspruch erwirbt?

A 
drei Monate

B 
sechs Monate

C 
neun Monate

D 
12 Monate

E
Er muss nicht warten, er erhält sofort den 

vollen Urlaubsanspruch.
	

	14.
	Wodurch unterscheidet sich ein qualifiziertes

Arbeitszeugnis von einem einfachen?

A 
Es enthält nur wahrheitsgemäße Angaben.

B 
Es kann von dem Arbeitnehmer selbst erstellt werden.

C 
Es beschreibt ausführlich das Arbeitsgebiet des

Arbeitnehmers.

D 
Es enthält Angaben über Führung und Leistung 

des Arbeitnehmers.

E 
Es beschreibt nur das Verhalten des Arbeitnehmers.
	

	15.
	Ein Arbeitnehmer war infolge derselben Krankheit innerhalb eines Jahres zuerst drei Wochen, danach zwei Wochen und dann nochmals drei Wochen unverschuldet arbeitsunfähig erkrankt. Wie viele Wochen muss der Arbeitgeber den Lohn in dieser Zeit bezahlen?

A 
drei Wochen

B 
fünf Wochen

C 
sechs Wochen

D 
sieben Wochen

E 
acht Wochen
	

	16.
	In welchem der folgenden Fälle endet ein Arbeitsvertrag?

A 
Ein Unternehmen wechselt den Eigentümer.

B 
Ein Unternehmen meldet Insolvenz an.

C 
Ein Unternehmen meldet Kurzarbeit an.

D
 Ein befristeter Arbeitsvertrag läuft aus.

E 
Der Auszubildende Klaus wird nach bestandener 

Prüfung nicht im Ausbildungsbetrieb übernommen.
	


	17.
	Welche zwei der folgenden Behauptungen über Regelungsmittel im Arbeitsrecht sind richtig? 

A 
Der Tarifvertrag gilt grundsätzlich für alle Arbeitnehmer.

B
Betriebsvereinbarungen werden zwischen 

den Gewerkschaften und den einzelnen 
Unternehmen abgeschlossen.

C 
Das Rangfolgeprinzip besagt, dass jede Vereinbarung 

dem höhergestellten Regelungsmittel nicht 

widersprechen darf.

D 
Nach dem Grundgesetz haben alle Deutschen 

das Recht auf Arbeit.

E 
Von gesetzlichen Regelungen darf zugunsten 

der Arbeitnehmer abgewichen werden.

F 
Das Arbeitszeitgesetz gilt nur für fest 

angestellte Arbeitnehmer.
	

	18.
	Welches Gesetz regelt die betriebliche Mitbestimmung?

A 
das Grundgesetz

B
 das Betriebsverfassungsgesetz

C 
das Mitbestimmungsgesetz

D 
das Bürgerliche Gesetzbuch

E 
das Tarifvertragsgesetz
	

	19.
	Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit ein Betriebsrat gewählt werden kann?

A 
zehn wahlberechtigte Arbeitnehmer

B 
mindestens zwei wählbare Arbeitnehmer

C 
mindestens fünf wahlberechtigte und wählbare 

Arbeitnehmer

D
fünf wahlberechtigte Arbeitnehmer, davon drei wählbar

E 
fünf wahlberechtigte Arbeitnehmer, die auch alle 

wählbar sind.
	

	20.
	Wer darf an einer Betriebsratswahl nicht teilnehmen?

A 
Arbeiter

B 
Angestellte

C 
leitende Angestellte

D 
ausländische Arbeitnehmer

E 
Betriebsratsmitglieder
	

	21.
	Was gehört nicht zu den Aufgaben des Betriebsrates?

A 
die Wahl der Jugendvertretung vorzubereiten und 

durchzuführen

B 
die Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer im Betrieb 

nd das Verständnis zwischen ihnen und den deutschen 
Arbeitnehmern zu fördern

C 
beim Arbeitgeber Maßnahmen zu beantragen, die dem 

Betrieb und der Belegschaft dienen 

D 
die Kosten im Betrieb möglichst gering zu halten

E 
darüber zu wachen, dass die zugunsten der 

Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen, 

Unfallverhütungsvorschriften, Tarifverträge und 

Betriebsvereinbarungen beachtet werden.
	


	22.
	Wonach richtet sich die Anzahl der Betriebsratsmitglieder?

A 
nach der Zahl der in einer Gewerkschaft 

organisierten Arbeitnehmer

B 
nach dem Umsatz des Unternehmens

C 
nach der Anzahl der wahlberechtigten Arbeitnehmer

D 
nach der Anzahl der Arbeitnehmer, die sich zur 

Wahl gestellt haben

E 
Die Anzahl der Betriebsratsmitglieder wird zwischen 

den Arbeitnehmervertretern und der Geschäftsleitung 

ausgehandelt.
	

	23.
	In welchem der folgenden Fälle hat der Betriebsrat kein echtes Mitbestimmungsrecht?

A
 Festlegung des Beginns und des Endes der 

täglichen Arbeitszeit

B 
Kündigung eines Arbeitnehmers

C 
Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze

D 
Festlegung der Grundsätze für die Durchführung 

der Gruppenarbeit

E 
Festlegung der Grundsätze über das betriebliche 

Vorschlagswesen
	

	24.
	Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit eine Jugend- und Auszubildendenvertretung gewählt werden kann?

A 
fünf Beschäftigte unter 18 Jahren

B 
mindestens drei Auszubildende

C 
mindestens fünf Beschäftigte unter 18 Jahren 

oder Auszubildende unter 25 Jahren

D 
mindestens ein Beschäftigter unter 18 Jahren 

und mindestens ein Auszubildender

E 
mindestens fünf Beschäftigte unter 18 Jahren 

und mindestens fünf Auszubildende
	

	25.
	Wie lange dauert die Amtszeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung?

A 
ein Jahr

B 
zwei Jahre

C 
drei Jahre

D
 vier Jahre

E 
fünf Jahre
	

	26.
	Wovon hängt es ab, in welcher DGB-Gewerkschaft ein Arbeitnehmer Mitglied wird?

A 
von der Position im Betrieb

B 
von der Parteizugehörigkeit

C 
von der Größe des Unternehmens

D 
von der Zugehörigkeit eines Unternehmens zu 

einem Wirtschaftszweig

E 
von der beruflichen Ausbildung
	


	27.
	Wer kann Tarifverträge abschließen?

A 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer

B 
Gewerkschaften und Arbeitgeber

C 
Betriebsrat und Arbeitgeber

D 
Betriebsrat und Arbeitgeberverband

E 
Betriebsrat und Arbeitnehmer
	

	28.
	Was versteht man unter dem Begriff „Tarifautonomie“?

A 
Tarifvertragsparteien schließen ohne staatliche 

Einmischung einen Tarifvertrag ab.

B
 Die Gewerkschaften haben das alleinige Recht, 

einen Streik auszurufen.

C 
Der Staat darf per Gesetz den Inhalt eines Tarifvertrags 

ändern.

D 
Der Arbeitgeber entscheidet allein, ob er seinen 

Arbeitnehmern den Tariflohn zahlt.

E 
Tarifverträge dürfen nur im Rahmen staatlicher 

Vorgaben geschlossen werden.
	

	29.
	Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit ein Arbeitnehmer Anspruch auf Zahlung des Tariflohns hat?

A 
Keine, jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf 

den Tariflohn.

B 
Der Arbeitnehmer muss in einer Gewerkschaft 

Mitglied sein.

C 
Der Arbeitgeber muss im Arbeitgeberverband 

organisiert sein.

D
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind in dem 

zuständigen Tarifverband organisiert.

E 
Der Arbeitgeber muss dem abgeschlossenen 

Tarifvertrag ausdrücklich zustimmen.
	

	30.
	Was versteht man unter „Friedenspflicht“?

A 
Arbeitnehmer dürfen nur mit friedlichen Mitteln streiken.

B 
Der Arbeitgeber darf während der 

Tarifauseinandersetzung keine Arbeitnehmer aussperren.

C 
Während der Laufzeit eines Tarifvertrags sind 

Kampfmaßnahmen zur Änderung des Tarifvertrags 

zu unterlassen.

D 
Die Tarifvertragsparteien müssen den Vorschlag 

des Schlichters annehmen.

E 
Die Gewerkschaften dürfen keine überhöhten 

Lohnforderungen stellen.
	

	31.
	Welche Aussage über einen ordentlichen Streik ist richtig?

A 
Ein Streik kann auch vom Betriebsrat geführt werden.

B 
Dem Streik geht eine Urabstimmung voraus.

C 
Alle Arbeitnehmer eines Betriebes müssen dem Streik 

zustimmen.

D 
50 Prozent der Arbeitnehmer eines Betriebes müssen 

dem Streik zustimmen.

E 
Bei großen Streiks ist eine staatliche Genehmigung 

erforderlich.
	


	32.
	Wovon hängt die Kündigungsschutzfrist bei einer ordentlichen Kündigung ab?

A 
vom Alter

B 
vom Geschlecht

C 
von der Nationalität

D 
von der Dauer der Betriebszugehörigkeit

E 
von der Größe des Unternehmens
	

	33.
	Für welche Personengruppe gilt kein besonderer Kündigungsschutz?

A 
Betriebsratsmitglieder

B
Jugend- und Auszubildendenvertreter

C 
Schwerbehinderte

D
werdende Mütter

E 
Abteilungsleiter
	

	34.
	Welche Voraussetzungen müssen vorliegen, damit ein Arbeitnehmer Anspruch auf den allgemeinen Kündigungs​schutz nach dem Kündigungsschutzgesetz hat?

A 
Das Arbeitsverhältnis besteht länger als sechs Monate.

B 
In dem Betrieb arbeiten mehr als 20 Arbeitnehmer.

C 
Das Arbeitsverhältnis besteht länger als sechs Monate,

und in dem Betrieb arbeiten mehr als zehn Arbeitnehmer.

D 
Das Arbeitsverhältnis besteht länger als drei Monate 

und in dem Betrieb arbeiten mehr als zehn Arbeitnehmer.

E 
Er muss das 40. Lebensjahr vollendet haben und mehr 

als sechs Monate im Betrieb beschäftigt sein.
	

	35.
	Ein Arbeitnehmer will gegen eine Kündigung klagen, weil seiner Meinung nach die soziale Auswahl nicht ausreichend berücksichtigt wurde. Welches Gericht ist für die Klage zuständig?

A 
Sozialgericht

B 
Verwaltungsgericht

C 
Zivilgericht

D 
Bundesverfassungsgericht

E 
Arbeitsgericht
	

	36.
	Welche der folgenden Regelungen gehört nicht zum technischen Arbeitsschutz? 

A
Produktergonomie

B
Arbeitshygiene

C
Lagerung gefährlicher Stoffe

D
Arbeitsverbote für Schwangere

E
Einweisung der Beschäftigten in Arbeitsabläufe
	

	37.
	Nennen Sie drei Ursachen für Unfälle im Betrieb.
	

	38.
	Was können Sie tun, um Ihr persönliches Unfallrisiko im Betrieb gering zu halten? Was können Sie tun, um das Unfallrisiko Ihrer Kolleginnen und Kollegen gering zu halten?
	

	39.
	Nennen Sie drei Beispiele für körperschonendes Arbeiten.
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